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Stellungnahme Änderung des Sächsischen Gesetzes über Schulen in 
freier Trägerschaft im Rahmen des Haushaltsbegleitgesetzes 2027/2028

Sehr geehrter Herr Glowka,

der Landesbildungsrat (LBR) nimmt hiermit zum vorliegenden Entwurf des Artikel 9 des
Haushaltsbegleitgesetzes 2027/2028 Stellung:

1. Allgemein
Die Änderungen des SächsFrTrSchulG, welche die Finanzierung der Schulen in freier
Trägerschaft (SifT) betreffen, bedürfen auch nach dem vom SMK selbst in Auftrag gege-
benen Gutachten von Redeker|Sellner|Dahs der Überprüfung, ob dadurch die vom Ver-
fassungsgerichtshof mit seinem Urteil Vf. 25-II-12 vom 15.11.2013 gestellten Anforderun-
gen zur Umsetzung Artikel 102, insbesondere Abs.4, der Sächsischen Verfassung nach
wie vor erfüllt sind. Eine solche Abwägung wird nicht erbracht, weshalb alle diesbezügli-
chen Änderungen des SächsFrTrSchulG abzulehnen sind.

Insbesondere durch die Veränderung der Wartefristregelung im allgemeinbildenden Be-
reich scheint die Intention verbunden zu sein, Schulgründungen oder Standorterweiterun-
gen zu erschweren. Da Schulen in freier Trägerschaft immer nur dort entstehen und Be-
stand haben, wo es den ausreichenden Elternwillen gibt, sehen wir hier einen Eingriff, der



2

sich weniger gegen die freien Schulträger als vielmehr gegen den Elternwillen richtet.
Dies ist ebenfalls verfassungsmäßig bedenklich und kann von uns auch deshalb nicht ge-
tragen werden. Es ist in der Praxis auch nicht so, dass SifT das kommunale Schulnetz
aushöhlen und in Zeiten des Schülerrückganges in nennenswertem Umfang geschlos-
sene staatlich-kommunale Schulen weiterbetreiben bzw. sich an deren Stelle gründen.
Die Statistik der Schulschließungen und -gründungen für die Zeit des ersten Schülerzah-
leinbruchs um die Jahrtausendwende zeigt, dass wohl einzelne medial breit bediente
Fälle die subjektive Wahrnehmung stark verzerrt haben. Insofern ist die Einschränkung
des Elternwillens auch vor diesem Hintergrund unnötig.

Hinsichtlich der Begründung zu den finanziellen Kürzungen gibt der Landesbildungsrat zu
bedenken, dass die Sächsische Verfassung in Artikel 102 Abs. 2 über das Grundgesetz
hinaus nicht nur „Privatschulfreiheit“ gewähren will, sondern das Schulwesen in freier Trä-
gerschaft gleichberechtigt und gleichwertig, und wie das Verfassungsgericht schreibt
„ohne dass ein Vorrang des Einen oder Anderen besteht“, an die Seite des öffentlichen
Schulwesens stellt. Da alle Kürzungen an den staatlich-kommunalen Schulen über die
Regelungen des § 14 SächsFrTrSchulG gleichermaßen die Schulen in freier Trägerschaft
erreichen, müssen einseitige Kürzungen bei diesen als Verstoß gegen den Grundsatz in
Artikel 102 Abs. 2 betrachtet werden.

Abgesehen davon wird die besondere Betrachtung der berufsbildenden Schulen begrüßt.

Den redaktionellen Änderungen wird allgemein zugestimmt, ohne dies unter 2) erneut auf-
zuführen.

2. Im Einzelnen

2.1 Zu Nr. 1 (§ 4 Abs. 2 SächsFrTrSchulG)

Es ist schwer nachvollziehbar, warum Nr. 4 Abs. 4 nicht ausreichend ist, um zu entschei-
den, ob es sich bei einer Außenstelle um eine Schulgründung handelt. Die neue Regelung
in Nr. 5 erscheint insofern überflüssig und wird auch nicht zur Entlastung der Verwaltung
führen, weil ohnehin die überwiegende Mehrzahl der Schulgründungen die Erweiterung
berufsbildender Schulen betrifft und die Beantragung einer Außenstelle nur selten stattfin-
det. Die Regelung kann zur Ungleichbehandlung von Schulen in großstädtischen Bal-
lungsräumen und im ländlichem Raum führen, da sie im Fall, dass sich das Einzugsgebiet
nicht ändert, im städtischen Raum keine Wartefrist aufleben lässt, im ländlichen Raum bei
Ansiedlung in der benachbarten Gemeinde schon.

Anzusprechen ist  aber hinsichtlich § 13 Abs. 3 Satz 3, dass sowohl von Seiten der Wirt-
schaft als auch der freien Schulträger die Herausnahme von § 4 Abs. 2 Satz 2 Nr. 3 aus
der Wartefristregelung für bewährte Schulträger angeregt bzw. verlangt wird. Die jetzige
Regelung führt zu hohem Verwaltungsaufwand, bläht die statistische Zahl von Schulgrün-
dungen auf, hat oftmals Schulfremdenprüfungen für die ersten Absolventenjahrgänge zur
Folge und wird insgesamt der Dynamik im Bereich der beruflichen Bildung nicht gerecht.
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2.2 Zu Nr. 2 (§ 5 Abs. 3 SächsFrTrSchulG)

Die Neufassung des Absatz 3 ist angesichts der politischen Entwicklungen angezeigt und
wird mitgetragen.

Die Ergänzung im neuen Absatz 4 scheint sehr unbestimmt formuliert und geht damit
nicht über die bestehende Regelung hinaus, nach der in begründeten Fällen bereits jetzt
Honorarkräfte eingesetzt werden können. Sie ist mithin entbehrlich. Das Risiko der Nach-
zahlung von Rentenversicherungsbeiträgen trägt der Schulträger. Die Schulverwaltung
kann Kriterien für die Zulassung von Honorarkräfte festlegen und den Trägern zur Verfü-
gung stellen. Konkret wird es so oder so eine Einzelfallprüfung sein.

2.3 Zu Nr. 3 (§ 13 SächsFrTrSchulG)

Da Kürzung der Zuschüsse in der Wartefrist (Absatz 3 Satz 2 und 3) um 20 Prozent eine
erhebliche Veränderung der Bezuschussung darstellt, fällt sie unter den Verfassungsvor-
behalt und wird ohne Prüfung der Verfassungsmäßigkeit abgelehnt.

Der Änderung in Absatz 5 wird zugestimmt.

2.4 Zu Nr. 4 (§ 14 SächsFrTrSchulG)

Wie oben dargelegt, werden die Änderungen in c) und d) abgelehnt. Was die Rundung
der Eurobeträge betrifft, so gibt es eine Diskrepanz zwischen Synopse und Referenten-
entwurf.

2.5 Zu Nr. 5 (§ 20 SächsFrTrSchulG)

Die Änderungen sind sämtliche redaktionell (auch die Ausbringung von Ausschussfristen
war schon ermächtigt) und werden mitgetragen.

Für die Zukunft wünscht sich der Landesbildungsrat, in entsprechende Gesetzesvorhaben 
wie vereinbart schon vor Erstellung eines Referentenentwurfes eingebunden zu werden. 
Eine wirkliche Beratung ist nach Vorliegen eines schon fertigen Normenentwurfes im 
Grunde nicht mehr gegeben, sondern reduziert sich auf eine Stellungnahme, die direkt 
betroffene Mitglieder des LBR ohnehin abgeben.

Mit freundlichen Grüßen

Dr. Siegfried Kost
Vorsitzender Landesbildungsrat Sachsen














































